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Presse-Information

Finanzgesetz ist große Augenauswischerei

Konsumenten werden für dumm verkauft und doppelt zur Kasse gebeten.

53% der Konsumenten sprechen von einer Verschlechterung ihrer Haushaltssituation, 76% wollen beim Konsum sparen, so die Daten des Wirtschaftsforschungsinstitutes ISEA.
Im Finanzgesetz des Staates sind für das nächste Jahr für angeblich 26 Millionen Steuerzahler Steuererleichterungen vorgesehen. So verspricht es wenigstens die Regierung und hofft dadurch bei den durch den Teuro arg strapazierten Bürgern zu punkten. Doch die Erleichterungen entpuppen sich bereits auf den zweiten Blick als großer Bluff.

Denn die 5,5 Milliarden Euro an Steuererleichterungen müssen natürlich an anderer Stelle eingespart werden. Und dort trifft es wieder jene Bereiche, die sich direkt oder indirekt über die Bürger finanzieren: Berlusconi setzt den Rotstift bei den Zuwendungen für die Lokalkörperschaften und das Sanitätswesen an. 

Und diese  holen sich die fehlenden Gelder von den Bürgern.  Um ihre Bilanzen auszugleichen, erhöhen sie Tarife und Gebühren: ICI, Autosteuer, Müll- und Wassergebühren, Gas, Transportgebühren usw. Das Preiskarussell dreht sich ...

Viele der Gebühren- und Tarifaufschläge werden dann wiederum vom Warenkorb des Verbraucherpreisindex nicht erfasst, was zu „versteckten“ Erhöhungen der Lebenshaltungskosten führt.  

„Diese Praxis ist ein Spiel mit gezinkten Karten.  Die Belastbarkeit durch Preiserhöhungen ist erreicht“ so die Meinung des Geschäftsführers der Verbraucherzentrale Südtirol Walther Andreaus. Das Vertrauen der Konsumentinnen und Konsumenten in Wirtschaft und Politik sei bereits so arg strapaziert, so Andreaus, dass die Wirtschaft es zunehmend zu  spüren bekommt.  

Die Daten die das Wirtschaftsforschungsinstitut ISAE erst kürzlich vorgelegt hat, sind eindeutig: gegenüber August ist der Verbrauchervertrauensindex im September 2002 von 120,8 auf 117,3 gesunken. 

Immerhin 53% der Konsumenten verspüren bereits eine Verschlechterung ihrer Haushaltssituation, 76% meinen, dass jetzt sparen angesagt ist. Da hilft auch nichts, wenn der Ministerpräsident zum Geldausgeben aufruft, die Konsumenten kommen sich da mehr als „gehänselt“ vor.

Die derzeitige Tendenz mit Hilfe der Preisschraube die Probleme zu lösen, könnte durch ein konsequentes Setzen auf einen transparenten Markt überwunden werden. Die Zeichen stehen jedoch anders. Bei der Reform der Autohaftpflicht steht die Regierung auf Seiten der Versicherungsgesellschaften. Längst fällige Reformen werden zu Lasten der Versicherten durchgeführt. So hat die Liberalisierung des Versicherungsmarktes bisher eindeutig zu höheren Prämien geführt, ohne dass der Markt effektiv zum Funktionieren gebracht wurde.

